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ZUSAMMENFASSUNG: Viele Regelungen im deutschen Arbeitsrecht gelten nur für 
Betriebe ab einer bestimmten Größe, wobei derartige Schwellen meist anhand der 
Beschäftigtenzahl bestimmt werden. Die bestehenden 160 Schwellenwerte sind 
komplex und inkonsistent definiert, was ihre Beachtung durch die Firmen 
erschwert. Darüber hinaus kann das Überschreiten einer Schwelle zu zusätzlichen 
Kosten für die Firma führen, wie z.B. die Errichtung eines Betriebsrates oder die 
Zahlung einer Abgabe für die Nichtbeschäftigung von Schwerbehinderten. Obwohl 
die empirische Evidenz nicht eindeutig ist, deuten einige Studien darauf hin, dass 
Firmen das Überschreiten von Schwellenwerten bewusst vermeiden und der 
Beschäftigungsaufbau dadurch gedämpft wird. Um diese Transaktionskosten und 
Nebenwirkungen zu vermeiden, machen wir verschiedene Vorschläge zur 
Vereinfachung und Vereinheitlichung der Schwellenwertregelungen. 
 
ABSTRACT: In Germany, many labour laws and regulations apply only in establish-
ments above a critical size, and usually these thresholds are defined by the 
number of employees. The existing 160 thresholds are complex and defined incon-
sistently, making it difficult for firms to obey the law. Moreover, exceeding a thres-
hold may result in costs for the firm such as establishing a works council or paying 
a penalty for not employing disabled persons. Although the empirical evidence is 
mixed, some studies suggest that employment growth is dampened by firms avoid-
ing to exceed thresholds. In order to minimize these transaction costs and side 
effects, we make several suggestions to simplify and unify the threshold regulations. 
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1. EINLEITUNG 
Im deutschen Arbeitsrecht gibt es rund 160 Schwellenwerte. Sie geben an, ab 
welcher Zahl von Mitarbeitern ein bestimmtes Gesetz oder eine Regelung in 
einem Betrieb oder Unternehmen Anwendung findet. Dabei kommen sowohl 
Einzelschwellenwerte vor (z.B. dass das Kündigungsschutzgesetz nur für Betriebe 
mit mehr als zehn Arbeitnehmern gilt) als auch Schwellenwertstaffeln (wie im 
Betriebsverfassungsgesetz, nach dem die Zahl der Betriebsratsmitglieder variiert, 
je nachdem ob mindestens 5, 21, 51, 101 etc. Arbeitnehmer im Betrieb tätig sind). 
 
Dass die vom Gesetzgeber getroffenen Regelungen nicht für alle Unternehmen in 
gleicher Weise gelten, mag auf den ersten Blick überraschen. Berücksichtigt man 
jedoch, dass arbeitsrechtliche Regelungen meist mit Belastungen für die betroffe-
nen Unternehmen (wie erschwerte Entlassungen, Kosten der Betriebsratsarbeit) 
verbunden sind, wird deutlich, dass die Einführung von Schwellenwerten in erster 
Linie dem Schutz von kleinen und mittleren Unternehmen dient. Für die besondere 
Schutzwürdigkeit dieser Unternehmen werden von juristischer Seite vor allem drei 
Argumente angeführt, die in einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
27.1.1998 (1 BvL 15/87 – BverfGE 97, 169) zum Ausdruck kommen (vgl. auch 
Junker 2004, S. B 41ff.): Das Kostenargument betont die tendenziell geringere 
Finanzausstattung und verwaltungsmäßige Belastbarkeit kleinerer Unternehmen, 
das Risikoargument trägt der Tatsache Rechnung, dass Ausfälle oder Leistungs-
defizite einzelner Mitarbeiter einen Kleinbetrieb viel stärker treffen als einen Groß-
betrieb, und das Rollenargument betont die meist wesentlich persönlichere 
Beziehung zwischen Belegschaft und Inhaber in kleineren Unternehmen, die eine 
direkte Regelung der Arbeitsbeziehungen erleichtert. Übersetzt in die 
ökonomische Terminologie wird also die Nichtanwendung arbeitsrechtlicher 
Bestimmung auf kleinere Unternehmen in erster Linie mit einer Reduzierung von 
Transaktionskosten und Kostenrisiken begründet. 
 
Allerdings hat der Gesetzgeber die bestehenden Schwellenwerte „nicht nach 
einem übergreifenden Plan, sondern fallweise – dezisionistisch – in die Gesetze 
eingefügt“ (Junker 2004, S. B 111). Wie im Folgenden gezeigt wird, ist das Ergeb-
nis ein ziemlicher „Wildwuchs“ (ebenda) von uneinheitlich gestalteten Schwellen-
werten, der eher transaktionskostenerhöhend wirkt und den Unternehmen zusätz-
liche Risiken aufbürdet. Zudem soll verdeutlicht werden, dass Schwellenwerte 
beschäftigungspolitisch unerwünschte Ausweichreaktionen der Unternehmen 
hervorrufen können. Der Beitrag schließt mit wirtschaftspolitischen Empfehlungen 
für eine transparentere und effizientere Ausgestaltung von Schwellenwerten.  
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2. AUSGESTALTUNG VON SCHWELLENWERTEN 
Neben dem Kündigungsschutzgesetz (KSchG) und dem Betriebsverfassungs-
gesetz (BetrVG), die wohl die bekanntesten und politisch umstrittensten Schwel-
lenwerte enthalten, gibt es noch eine Vielzahl weiterer Gesetze, die betriebsgrö-
ßenabhängige Regelungen aufweisen. So finden sich Schwellenwerte z.B. im 
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG), im Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG), in der 
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), in verschiedenen Büchern des Sozialge-
setzbuches (SGB III, VII, IX), im Gesetz zum Erziehungsgeld und zur Elternzeit 
(BErzGG) sowie im Arbeitgeberaufwendungsgesetz (AAG). Einen kleinen 




Wie die Zahl der Schwellenwerte mit der Zahl der Mitarbeiter zunimmt, zeigt Ab-
bildung 1 für den Bereich bis 201 Arbeitnehmern. Hier wird deutlich, dass sich das 
Überschreiten von Schwellenwerten nicht gleichmäßig vollzieht, sondern dass es 
vielmehr bestimmte Schwellen (z.B. 20 Arbeitnehmer) gibt, bei deren 
Überschreiten besonders viele Regelungen in Kraft treten. 
 
Neben der großen Zahl von rund 160 Schwellenwertregelungen macht es auch 
deren äußerst unterschiedliche Ausgestaltung schwierig, den Überblick zu 
behalten. Die rechtstechnische Vielfalt zeigt sich bereits bei der Konzeption des 
Schwellenwerts, ab welcher Zahl von Mitarbeitern die Regelung in Kraft tritt. So 
macht Tabelle  1 deutlich, dass einige Schwellenwerte als „Mindest“werte 
konzipiert sind, andere dagegen als „mehr als“-Werte. Unterschiede zwischen den 
Schwellenwertregelungen zeigen sich auch hinsichtlich des Zeitraums, welcher 
der Berechnung der Arbeitnehmerzahl zu Grunde gelegt wird. Meistens bezieht 
sich die Anzahl der Arbeitnehmer auf die „in der Regel“ Beschäftigen. Ausnahmen 
stellen hier u.a. der Schwellenwert zum Inkrafttreten des Kündigungsschutz-
gesetzes dar, der sich auf die Anzahl der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Kündi-
gung bezieht (§  23 KSchG), sowie die Regelung zur Beschäftigungspflicht von 
Schwerbehinderten, die von einer „jahresdurchschnittlich monatlichen“ Anzahl an 
Arbeitsplätzen ausgeht (§ 71 SGB IX). 
                                            
1  Für umfassendere Listen der derzeit geltenden Schwellenwerte sei auf Junker und Dietrich 
(2003) sowie Koller (2006) verwiesen.  
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Tabelle 1: Ausgewählte arbeitsrechtliche Schwellenwerte (Stand 2006) 
Zahl der 
Arbeitnehmer





mindestens 5 Errichtung eines Betriebsrats möglich, ein Mitglied  BetrVG  Betrieb  ja  Köpfe 
mehr als 10 Geltung des Kündigungsschutzgesetzes  KSchG  Betrieb  nein  zeitanteilig  (2 Stufen) 
mehr als 10 Einrichtung eines Pausenraums  ArbStättV  Arbeitsstätte  ja  Köpfe 
mehr als 15 Gesetzlicher Anspruch auf einen Teilzeitarbeitsplatz  TzBfG  Arbeitgeber  nein  Köpfe 
mindestens 20 Beschäftigungspflicht für Schwerbehinderte (ansonsten Abgabe)  SGB IX  Arbeitgeber  nein  Köpfe (>18 Std./Woche) 
mehr als 20 Bildung eines Arbeitsschutzausschusses  ASiG  Betrieb  ja  zeitanteilig  (2 Stufen) 
mehr als 20 Bestellung mindestens eines Sicherheitsbeauftragten  SGB VII  Unternehmen  ja  Köpfe 
mehr als 20 Informations- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats  BetrVG  Unternehmen  ja  Köpfe 
mindestens 21 Betriebsrat umfasst drei Mitglieder  BetrVG  Betrieb  ja  Köpfe 
mehr  als  30 Erstattungsanspruch des Arbeitgebers aus Umlageverfahren für 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall entfällt 
AAG Arbeitgeber  nein zeitanteilig    (3  Stufen) 
mindestens 51 Betriebsrat umfasst fünf Mitglieder  BetrVG  Betrieb  ja  Köpfe 
mindestens 101 Betriebsrat umfasst sieben Mitglieder, Bildung von Ausschüssen  BetrVG  Betrieb  ja  Köpfe 
mindestens 200 Freistellung eines Betriebsratmitglieds von der Arbeit  BetrVG  Betrieb  ja  Köpfe 
Quelle: eigene Darstellung  
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Abbildung 1: Anzahl der überschrittenen arbeitsrechtlichen Schwellenwerte 















Hinweis: Die Zahl der Arbeitnehmer umfasst auch Arbeitsplätze und Besatzungsmitglieder 
auf Schiffen, unabhängig vom Bezugspunkt (Betrieb, Unternehmen, Konzern, 
Arbeitgeber, Arbeitsstätte oder Schiff). Schwellenwerte, die sich auf bestimmte 
Personengruppen (wie Jugendliche, Leitende Angestellte) beziehen, wurden 
nicht berücksichtigt. Als Schwellenwerte wurden auch die einzelnen Schwellen 
von Schwellenwertstaffeln gezählt. 
Quelle:   eigene Darstellung 
 
Schwellenwertregelungen variieren auch stark in ihrem Bezug auf 
unternehmerische Einheiten und betroffene Arbeitnehmer(gruppen). So beziehen 
sich manche Schwellenwerte auf die Arbeitnehmer eines Unternehmens (z.B. § 22 
SGB  VII), andere auf die eines Betriebes (z.B. §  9 BetrVG) oder eines 
Arbeitgebers (z.B. §  71 SGB  IX). Schwellenwerte zum Arbeitsschutz stellen 
dagegen oft auf die Anzahl der Arbeitnehmer auf der Arbeitsstätte ab (z.B. § 11 
ASiG). Überdies beziehen sich manche Schwellenwerte nicht auf alle 
Arbeitnehmer, sondern nur auf bestimmte Gruppen in der Belegschaft, wie 
beispielsweise die Leitenden Angestellten (§ 1 SprAuG), Frauen (§ 18 MuSchG), 
Schwerbehinderte (§ 94 SGB IX) sowie Minderjährige und Auszubildende unter 25 
Jahren (§ 62 BetrVG). 
 
Aber selbst wenn sich der Schwellenwert auf die Anzahl aller Arbeitnehmer 
bezieht, werden nicht alle Arbeitnehmer in jeder Regelung gleich angerechnet, da 














denen Teilzeitbeschäftigte zeitanteilig angerechnet werden („pro rata temporis“), 
wie etwa im §  23 KSchG oder im §  3 AltTzG
2. Bei anderen Schwellenwerten 
werden Teilzeitbeschäftigte nur berücksichtigt, wenn sie mehr als eine bestimmte 
Stundenzahl pro Woche arbeiten; dann werden sie entweder wie Vollzeitkräfte 
gezählt (z.B. §  71 SGB  IX) oder anteilig entsprechend ihrer Arbeitszeit  (z. B. 
§ 1 AAG). Zudem gibt es Regelungen, welche alle Arbeitnehmer – unabhängig 
von ihrer wöchentlichen Arbeitszeit – anrechnen (z.B. §  9 BetrVG). Als grobe 
Faustregel lässt sich festhalten, dass Teilzeitbeschäftigte im individuellen 
Arbeitsrecht zeitanteilig berücksichtigt werden, im kollektiven Arbeitsrecht 
dagegen nach Kopfzahl. 
 
Unterschiede weisen die Regelungen auch hinsichtlich der Stellung der 
Arbeitnehmer im Beruf auf. So zählen beispielsweise Heimarbeiter beim 
Schwellenwert im § 23 KSchG nicht als Arbeitnehmer, Leitende Angestellte schon. 
Umgekehrt ist es dagegen im §  9 BetrVG. Differenziert erfolgt auch die 
Anrechnung von ruhenden Arbeitsverhältnissen, wie etwa Arbeitnehmer in der 
Freistellungsphase der Altersteilzeit oder in Mutterschaftsurlaub sowie Zivil- bzw. 
Wehrdienstleistende. Gleiches gilt für behinderte und nicht volljährige Mitarbeiter. 
Leiharbeiter werden grundsätzlich nicht zu den Arbeitnehmern des Entleihbetriebs 
gezählt, doch gibt es auch hier Ausnahmen (z.B. § 9 BetrVG). Die Auszubildenden 
werden bei der Ermittlung der Arbeitnehmerzahl in vielen Regelungen 
ausgeschlossen, um die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe nicht zu „bestrafen“ 
(z. B. § 23 KSchG und § 71 SGB IX). In Regelungen, bei denen die Gesundheit 
der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitssicherheit oder auch die Arbeitnehmerrechte im 
Mittelpunkt stehen (z.  B. §  11 ASiG und §  9 BetrVG), werden Auszubildende 
dagegen zur Anzahl der Arbeitnehmer hinzugerechnet. Hier gilt die Faustregel, 
dass die zur Berufsausbildung Beschäftigten im individuellen Arbeitsrecht 
ausgeschlossen werden, im kollektiven Arbeitsrecht jedoch beim Arbeit-
nehmerbegriff berücksichtigt werden. 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass bei Schwellenwerten nicht jeder 
Arbeitnehmer in jeder Regelung gleich gezählt wird. Die Abgrenzungen variieren 
allerdings nicht nur zwischen den Gesetzen, sondern auch innerhalb eines 
einzigen Gesetzes. So beziehen sich im Betriebsverfassungsgesetz manche 
Schwellenwerte auf die Anzahl der wahlberechtigten, volljährigen Arbeitnehmer 
                                            
2  In diesen zweistufigen Regelungen werden Teilzeitbeschäftigte mit weniger als 20 Stunden pro 
Woche mit 0,5 Arbeitnehmern und Teilzeitbeschäftigte mit 20 bis unter 30 Stunden pro Woche 
mit 0,75 angerechnet. Teilzeitbeschäftigte mit mehr als 30 Stunden pro Woche entsprechen 
einem vollen Arbeitnehmer.  
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(z.B. §  9 BetrVG) und andere auf alle Arbeitnehmer (z.B. § 38 BetrVG); einige 
haben den Betrieb als Bezugspunkt (z.  B. §  9 BetrVG) und andere das 
Unternehmen (z.B. § 110 BetrVG).
3 
 
Wie sehr sich die Regelungen der Schwellenwerte voneinander unterscheiden und 
welche Auswirkungen dies hat, verdeutlicht auch eine Simulation von Koller 
(2006). Sie zeigt, dass ein Unternehmen mit einer gegebenen Anzahl an 
Arbeitnehmern je nach Zusammensetzung der Belegschaft unterschiedliche 
Schwellenwerte überschreiten kann. Beispielhaft werden für Unternehmen mit 
jeweils 23 Arbeitnehmern zehn Fälle konstruiert, bei denen die Anzahl der Vollzeit- 
und Teilzeitbeschäftigten, das Alter der Arbeitnehmer sowie die Anzahl der 
Leiharbeiter variiert. Betrachtet werden acht Schwellenwerte im Bereich von 15 bis 
20 Arbeitnehmern. Es zeigt sich, dass je nach Zusammensetzung der Belegschaft 
zwischen drei und acht Schwellenwerte überschritten werden, obwohl in allen 
Fällen 23 Mitarbeiter vorhanden sind. Dies beruht allein darauf, dass die 
verschiedenen Gruppen von Arbeitnehmern in den Regelungen unterschiedlich 
angerechnet werden und somit ihre rechtlich relevante Gesamtzahl variiert. 
Berücksichtigte man darüber hinaus noch den Bezugspunkt, die Bezugsdauer 
sowie weitere Differenzierungen des Arbeitnehmerbegriffs (wie z.B. die 
Einbeziehung von Leitenden Angestellten oder Heimarbeitern), würden die 
Kombinationsmöglichkeiten und damit die Komplexität noch weiter steigen. 
 
Zusammenfassend kann notiert werden, dass es – auch für Eingeweihte – nicht 
einfach ist festzustellen, ob und welche Schwellenwerte überschritten werden und 
was dies für ein Unternehmen impliziert. Zudem wird deutlich, dass es 
Ausweichstrategien (wie die Beschäftigung von Teilzeit- oder Leiharbeitern) geben 
mag, mit denen Unternehmen vermeiden können, dass bestimmte Regelungen für 
sie gelten. Inwieweit davon Gebrauch gemacht wird, soll nun untersucht werden. 
 
 
                                            
3    Eine weitere Variante findet sich im Kündigungsschutzgesetz in Form einer 
Übergangsregelung für Betriebe, deren Arbeitnehmerzahl zum Zeitpunkt der Anhebung des 
Schwellenwerts von „mehr als fünf“ auf „mehr als zehn“ Arbeitnehmer (zum 1.1.2004) zwar 
über dem alten, aber unterhalb des neuen Schwellenwerts lag. Danach behalten zwar alle 
bereits beschäftigten Mitarbeiter ihren Kündigungsschutz, zusätzlich Eingestellte sind von 
diesem allerdings ausgeschlossen, so lange im Betrieb nicht mehr als zehn Arbeitnehmer 
beschäftigt sind (§ 23 I S. 3 KSchG).  
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3. AUSWIRKUNGEN VON SCHWELLENWERTEN 
Der Überblick über die Ausgestaltung der Schwellenwerte hat gezeigt, dass nicht 
jeder Arbeitnehmer in jeder Regelung gleich gezählt wird, wobei die 
Abgrenzungen nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb von Gesetzen 
variieren. Insgesamt lassen sich rund 160 Schwellenwertregelungen identifizieren, 
von denen ungefähr die Hälfte seit 1993 mindestens einmal geändert wurde. Die 
große Zahl, die Uneinheitlichkeit und Undurchschaubarkeit sowie die vielfältigen 
Änderungen der Schwellenwertregelungen erschweren es den Unternehmen, 
einen Überblick über diese unterschiedlichen Regelungen zu erlangen und zu 
behalten.
4 Insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen dürfte dies mit 




Zusätzliche Kosten entstehen für die betroffenen Unternehmen meist auch dann, 
wenn sie einen Schwellenwert überschreiten. Allerdings können diese Kosten nur 
selten so exakt bestimmt werden wie bei der Nichterfüllung der 
Beschäftigungspflicht für Schwerbehinderte (§  71 SGB  IX), wo sie gesetzlich 
geregelt sind. Kommen die Arbeitgeber der Pflicht, ab 20 Arbeitsplätzen fünf 
Prozent dieser Plätze mit Schwerbehinderten zu besetzen, nicht (ausreichend) 
nach, müssen sie eine Ausgleichsabgabe an das zuständige Integrationsamt 
zahlen, welche dynamisch nach Erfüllung der Beschäftigungsquote gestaffelt ist.
6 
                                            
4   So wurde etwa der Schwellenwert zum Inkrafttreten des Kündigungsschutzgesetzes 
(§ 23 KSchG) am 1. Oktober 1996 von „mehr als fünf“ auf „mehr als zehn“ Arbeitnehmer erhöht 
und zwei Jahre später wieder auf den alten Wert gesenkt. Seit 1. Januar 2004 liegt er wieder 
bei „mehr als zehn“ Arbeitnehmern. Angesichts dessen überrascht es nicht, dass in einer 
Befragung von Pfarr et al. (2005) elf Prozent der Betriebe mit sechs bis neun Arbeitnehmern im 
Jahr 2003 angaben, nicht unter das Kündigungsschutzgesetz zu fallen. Dies deutet auf 
Unkenntnis der aktuell geltenden Regelung hin. Allerdings hatten viele Betriebe auch 
Teilzeitkräfte beschäftigt, so dass einige von ihnen – auf Grund der anteiligen Anrechnung von 
Teilzeitbeschäftigten – tatsächlich nicht vom Kündigungsschutzgesetz betroffen gewesen sein 
könnten. Eine umfassende Befragung von Betrieben über ihre Kenntnisse von 
Schwellenwertregelungen findet sich bei Friedrich und Hägele (1997). 
5    Zur Senkung von Transaktionskosten mag es für Unternehmen deshalb sogar rational 
erscheinen, sich über derartige Regelungen nicht zu informieren (und damit auch deren Miss-
achtung in Kauf zu nehmen). Allerdings wird die Einhaltung von Regelungen in manchen Fällen 
durch spezielle Behörden überwacht (z.B. Arbeitsicherheit und Schwerbehindertenabgabe), 
während in anderen Fällen (wie beim Kündigungsschutz) die Arbeitnehmer deren Einhaltung 
einfordern können. 
6    Die Ausgleichsabgabe beträgt je so genanntem unbesetzten Pflichtarbeitsplatz und Monat 
105  Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von drei bis unter fünf 
Prozent, 180 Euro bei einer Quote von zwei bis weniger als drei Prozent und 260 Euro bei einer 
jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von weniger als zwei Prozent. Dem Arbeitgeber 
können somit bei Überschreiten einer (weiteren) Schwelle im SGB IX und dann nicht 
ausreichend besetzten Pflichtarbeitsplätzen zusätzliche Kosten von bis zu 3.120 Euro im Jahr 
entstehen.  
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Allerdings können den Arbeitgebern auch dann Kosten entstehen, wenn sie ihre 
Beschäftigungspflicht erfüllen. So ergab eine Befragung von Diery, Schubert und 
Zink (1997), dass der Ausgleichsabgabe von den Unternehmen eine geringere 
Bedeutung zugemessen wird als den Kosten, welche durch behindertengerechte 
Umbaumaßnahmen oder bestehende Schutzrechte und Sonderregelungen für 
behinderte Arbeitnehmer (wie etwa dem besonderen Kündigungsschutz und dem 
Recht auf Ablehnung von Mehrarbeit) entstehen. 
 
Die Kosten von Schwellenwertregelungen im Bereich der Arbeitssicherheit, des 
Gesundheitsschutzes sowie des Betriebsverfassungsgesetzes wurden im Auftrag 
des Bundeswirtschaftsministeriums von Friedrich und Hägele (1997) durch eine 
Befragung von 1.500 kleinen und mittleren Unternehmen abzuschätzen versucht. 
Dabei zeigte sich z.B., dass die Kosten für einen Pausenraum, der bei mehr als 
zehn Arbeitnehmern eingerichtet werden muss (§ 6 ArbStättV), 1997 bei einem 
neuen Verwaltungsgebäude 21.000 DM betragen konnten. Wenn die relevanten 
Schwellenwerte überschritten werden, steigen auch die Kosten der 
Betriebsratstätigkeit sprunghaft an, wobei (gemessen an der Bruttolohnsumme) 
kleinere Betriebe durch die Betriebsratstätigkeit stärker belastet werden als 
größere (Friedrich und Hägele, 1997, S.  44). Überschreitet ein Betrieb die 
Schwelle für das Inkrafttreten des Kündigungsschutzgesetzes (die derzeit bei 
„mehr als zehn Arbeitnehmern“ liegt), so verteuern sich Verringerungen der 
Beschäftigtenzahl für den Betrieb. Kündigungen dürfen nämlich dann nur in einem 
vom Gesetz erlassenen Rahmen erfolgen und sind in der Praxis nicht selten mit 
kostspieligen juristischen Auseinandersetzungen und Abfindungszahlungen 
verbunden, deren Ausmaß jedoch schwer feststellbar ist (vgl. z.B. Jahn und 
Schnabel, 2003, und Pfarr et al., 2005). 
 
Die durch das Überschreiten der Schwellenwerte entstehenden zusätzlichen 
Kosten können bei den Unternehmen zu unterschiedlichen Reaktionen führen. 
Möchte beispielsweise ein Unternehmen, das mit seiner Beschäftigtenzahl gerade 
unterhalb eines Schwellenwertes liegt, in Folge einer gestiegenen Güternachfrage 
seine Produktion ausweiten, so hat es mehrere Möglichkeiten: Das Unternehmen 
mag erstens mehr Kapital statt mehr Arbeit einsetzen, falls eine derartige Substi-
tution produktionstechnisch möglich ist. Zweitens kann das Arbeitszeitvolumen 
z.B. in Form von Überstunden erhöht werden. Als dritte Möglichkeit könnte ein 
Arbeitnehmer eingestellt werden, der bei der Berechnung der Mitarbeiterzahl nicht 
berücksichtigt wird (z.B. ein Leiharbeiter). Bei allen drei Umgehungsstrategien wird 
die Schwelle der gesetzlichen Regelung nicht überschritten und diese kommt 
damit nicht zur Anwendung.  
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Das Unternehmen hat aber auch viertens die Möglichkeit, einen Arbeitnehmer 
einzustellen, der bei der Berechnung des Schwellenwertes berücksichtigt wird. 
Dann steigt die Anzahl der Arbeitnehmer über den Schwellenwert und die 
Regelung tritt in Kraft. Die Kosten des Unternehmens erhöhen sich dann nicht nur 
um das Entgelt samt Nebenkosten des zusätzlichen Arbeitnehmers, sondern auch 
um die durch die Regelung verursachten Kosten. Je nachdem, wie stark die 
Güternachfrage gestiegen ist und wie hoch die durch das Überschreiten des 
Schwellenwertes verursachten Kosten sind, können diese zusätzlichen Kosten 
das Unternehmen von der Einstellung eines weiteren Arbeitnehmers abhalten. In 
diesem Fall würden Schwellenwerte die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze in 
Unternehmen vor einer Schwelle verhindern und die Beschäftigungsdynamik 
bremsen. Umgekehrt kann ein Unterschreiten des Schwellenwerts zu zusätzlichen 
Kosteneinsparungen führen, was impliziert, dass Schwellenwerte Entlassungen in 
Unternehmen direkt über einer Schwelle fördern. 
 
Diese theoretischen Vermutungen
7 wurden sowohl durch Betriebsbefragungen als 
auch durch ökonometrische Analysen empirisch zu überprüfen versucht. So 
stellten Friedrich und Hägele (1997) fest, dass 19 Prozent der rund 1.500 
befragten Unternehmen Einstellungen so lange wie möglich hinauszögerten, um 
Schwellenwerte nicht zu überschreiten. Weitere 22 Prozent der Unternehmen 
gaben an, konsequent unter bestimmten Schwellenwerten zu bleiben. 
 
Unter den ökonometrischen Untersuchungen befassen sich viele mit den 
Beschäftigungswirkungen des Schwellenwertes zum Inkrafttreten des 
Kündigungsschutzgesetzes  (§ 23 KSchG). So hat nach einer Analyse von 
Boockmann und Hagen (2001) die Wahrscheinlichkeit, Arbeitnehmer befristet 
einzustellen, in Betrieben mit sechs bis zehn Arbeitnehmern nach der Anhebung 
des KSchG-Schwellenwertes am 1. Oktober 1996 von „mehr als fünf“ auf „mehr 
als zehn“ Arbeitnehmern abgenommen, während dies in Betrieben mit weniger als 
fünf Arbeitnehmern oder mit 11 bis 19 Arbeitnehmern nicht der Fall war. Während 
dies als Indiz dafür gesehen werden mag, dass Betriebe mit sechs bis zehn 
Arbeitnehmern nach der Erhöhung des Schwellenwertes keinen Grund mehr 
hatten, zur Umgehung des Kündigungsschutzes zusätzliche Beschäftigte nur 
befristet einzustellen, kann dieser Zusammenhang in einer breiter angelegten 
Studie von Fritsch und Schank (2005) nicht bestätigt werden. Überdies kamen 
Wagner, Schnabel und Kölling (2001), Verick (2004) und Burgert (2006) mit 
unterschiedlichen Methoden zu der Erkenntnis, dass sich das Einstellungs-
                                            
7   Für eine formale Darstellung einiger dieser Zusammenhänge sei auf Garibaldi (2006, S. 212ff.) 
verwiesen.  
11 
verhalten von Betrieben vor der Schwelle des Kündigungsschutzgesetzes nicht 
signifikant von dem der Betriebe hinter der Schwelle unterscheidet. Zudem fanden 
Bielenski et al. (2003) und Bauer, Bender und Bonin (2004) keine Hinweise 
darauf, dass es einen robusten Zusammenhang zwischen der Strenge des 
Kündigungsschutzes und der Arbeitskräftefluktuation gibt und dass letztere in 
Kleinbetrieben unter der Schwelle besonders hoch wäre.
8 
 
Die Auswirkungen der (zweiten) Schwelle des Schwerbehindertengesetzes 
wurden von Koller, Schnabel und Wagner (2006) für die Jahre 1999/2000 
ökonometrisch untersucht, wobei amtliche Daten über die Zahl der Arbeitsplätze 
und der beschäftigten Schwerbehinderten in den Betrieben verwendet werden 
konnten. Dabei zeigte sich, dass Arbeitgeber vor der Schwelle, die nicht 
ausreichend Schwerbehinderte beschäftigen (und deshalb bei Überschreiten des 
Schwellenwerts eine Ausgleichsabgabe zahlen müssen), mit einer signifikant 
geringeren Wahrscheinlichkeit die Beschäftigung ausweiten als andere 
Arbeitgeber. Allerdings gab es keine Anzeichen dafür, dass Betriebe in einer 
entsprechenden Situation hinter der Schwelle stärker Beschäftigung abbauen, um 
diese Schwelle zu unterschreiten und die Abgabe zu vermeiden. 
 
Neben den Auswirkungen von Schwellenwerten in den betroffenen Unternehmen 
sind bei einer gesamtwirtschaftlichen Beurteilung dieser Regelungen auch die 
Kosten zu beachten, die in den Behörden entstehen, welche mit der Überwachung 
der Einhaltung von Schwellenwerten befasst sind. Zwar sind uns keine 
Abschätzungen derartiger Bürokratiekosten bekannt. Allerdings kann man davon 
ausgehen, dass allein schon die Personalkosten einer Überwachung bei der 
Vielfalt und Komplexität von Schwellenwerten und der großen Anzahl betroffener 
Unternehmen erheblich sind. 
 
4. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EIN REFORMVORSCHLAG 
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Schwellenwertregelungen 
im Arbeitsrecht mit einer Reihe von Kosten für die Unternehmen verbunden sind. 
Zwar dürften nicht alle diese Kosten (wie z.B. die Beendigung des Umlage-
verfahrens in der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall bei mehr als 30 Arbeitneh-
                                            
8  Dagegen ergaben methodisch verwandte ökonometrische Untersuchungen zu den 
Beschäftigungseffekten von Schwellenwerten im spanischen und italienischen 
Kündigungsschutzgesetz Hinweise auf einen negativen Einfluss (vgl. z.B. für Spanien Boeri 
und Jimeno, 2003, sowie für Italien Tattara, 1999, und Schivardi und Torrini, 2005).  
12 
mern) auch für eine gesamtwirtschaftliche Wohlfahrtsbetrachtung relevant sein, 
doch können die zur Vermeidung bestimmter zusätzlichen Kostenbelastungen 
durchgeführten Ausweichreaktionen der Unternehmen beschäftigungspolitisch 
unerwünschte Ergebnisse und Ineffizienzen hervorrufen. Darüber hinaus bewirken 
die rund 160 uneinheitlich formulierten Schwellenwerte, die überdies häufig geän-
dert werden und von den Unternehmen nur mit großem Aufwand beachtet werden 
können, substanzielle Transaktions- bzw. Bürokratiekosten bei Unternehmen wie 
Behörden. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob und wie diese Kosten 
und Ausweichreaktionen durch eine Reduzierung und bessere Ausgestaltung der 
Schwellenwerte vermieden oder zumindest verringert werden können.
9 
 
Eine Verringerung der Gesamtzahl der Schwellenwertregelungen wäre vor allem 
unter Transaktionskostengesichtspunkten wünschenswert, wobei jeder einzelne 
Schwellenwert auf den Prüfstand gehört und nur plausibel begründete Schwellen 
beibehalten werden sollten.
10 Während eine Verringerung politisch schwer durch-
setzbar sein mag, kann zumindest die Überschaubarkeit von Schwellenwerten 
durch eine Reihe von Vereinfachungen und Vereinheitlichungen deutlich 
verbessert werden. So könnten die vielen unterschiedlichen Einzelschwellenwerte 
auf eine einzige oder auf wenige, leicht zu merkende Schwellen (wie etwa 5, 10, 
20 Arbeitnehmer) reduziert werden, bis zu denen Kleinbetriebe von der 
Anwendung bestimmter Arbeitsgesetze ausgenommen sind. Dabei sollten die 
ebenso willkürlichen wie verwirrenden „mindestens“- und „mehr als“-Regelungen 
auf eine der beiden Varianten vereinheitlicht werden. Zur Senkung der Trans-
aktionskosten und zur Vermeidung von Ausweichreaktionen könnte ferner der 
Arbeitnehmerbegriff möglichst einheitlich geregelt und z.B. die Anrechnung von 
Teilzeitbeschäftigten, Auszubildenden und Heimarbeitern in allen Schwellenwert-
regelungen gleich gehandhabt werden.
11 
 
                                            
9   Nicht eingegangen wird in diesem Zusammenhang jedoch auf die grundsätzlichere Frage, ob 
die inhaltliche Ausgestaltung bestimmter, ab einem Schwellenwert gültigen Regelungen (wie 
z.B. das Kündigungsschutzgesetz oder das Betriebsverfassungsgesetz) Wohlfahrtskosten mit 
sich bringt, die durch eine Reform der Gesetze verringert werden könnten. 
10 So wurden im Jahr 2004 im Zuge der Umsetzung von EG-Richtlinien in der 
Arbeitsstättenverordnung die bis dahin geltenden 11 Schwellenwerte bis auf einen einzigen 
aufgehoben (wobei die anderen Regelungen jetzt davon abhängig gemacht werden, ob es „die 
Anzahl der Beschäftigen“ erfordert). 
11   In diese Richtung – aber nicht sehr weit – gehen auch die Beschlüsse bzw. Empfehlungen des 
65. Deutschen Juristentags 2004,  wonach z.B. Teilzeitbeschäftigte bei allen Schwellen-
wertregelungen anteilig nach ihrer geleisteten Arbeitszeit angerechnet und Auszubildende 
einheitlich aus dem Arbeitnehmerbegriff ausgeschlossen werden sollten. Eine umfassende 
Diskussion mit z.T. weiter gehenden Vorschlägen zur Schwellenwertproblematik aus 
juristischer Sicht bietet Junker (2004) in seinem Gutachten für den 65. Deutschen Juristentag.  
13 
Ein konkreter Vorschlag zur effizienzsteigernden Verbesserung derjenigen 
Schwellenwertregelungen im deutschen Arbeitsrecht, welche sich auf die Anzahl 
aller Arbeitnehmer beziehen,
12 setzt sich aus den folgenden Reformelementen 
zusammen: 
• Der Eingangsschwellenwert für die Anwendung der Arbeits- und Sozialgesetze 
(die bisher schon eine solche Schwelle aufweisen) wird einheitlich auf „mehr als 
20 Arbeitnehmer“ festgesetzt. Sollte eine solche einheitliche Regelung auf relativ 
hohem Niveau politisch nicht durchsetzbar sein, kann ersatzweise (oder als 
weitere Schwelle, z.B. für das brisante Kündigungsschutzgesetz oder das 
Betriebsverfassungsgesetz) die Schwelle von „mehr als 10 Arbeitnehmern“ Ver-
wendung finden. Zwar ist die Gefahr nicht ganz von der Hand zu weisen, dass 
ein einheitlicher Schwellenwert bei den Betrieben zu verstärkten Bemühungen 
führen könnte, diese Schwelle nicht zu überschreiten. Allerdings würden 
derartige Bremseffekte bei der Beschäftigung jetzt später einsetzen als bisher, 
und die Vereinheitlichung dürfte die Transaktionskosten deutlich senken.
13 
• Auch alle anderen Schwellenwerte werden einheitlich in Form von „mehr als“-
Regelungen ausgedrückt. 
• Der Bezugspunkt der Schwellenwerte ist in der Regel der Betrieb, da dieser 
üblicherweise die relevante arbeitsorganisatorische Einheit für rechtliche Rege-
lungen darstellt, die einen Schutz des Arbeitnehmers in seiner konkreten 
Arbeitsplatzsituation bezwecken. Davon abweichend kann der Gesetzgeber in 
gut begründeten Einzelfällen Schwellenwerte auf die Arbeitnehmer einer 
Arbeitsstätte
14 (z.B. aus Gründen der Arbeitssicherheit vor Ort) oder eines 
Unternehmens (z.B. zur Regelung der überbetrieblichen Mitbestimmung) 
beziehen. 
•  In Kraft treten die arbeitsrechtlichen Regelungen, wenn der Schwellenwert an 
drei aufeinander folgenden Stichtagen, die jeweils in der Mitte eines Quartals 
liegen, überschritten wird. Dies ist leichter handhabbar als der bisher meist 
verwendete Bezug auf die stark interpretationsabhängige Zahl der „in der Regel“ 
Beschäftigten und mag juristische Auseinandersetzungen verringern. Zudem 
                                            
12   Es bleibt dem Gesetzgeber zwar unbenommen, bestimmte Arbeitnehmergruppen wie Leitende 
Angestellte und Minderjährige bei der Berechnung der Arbeitnehmerzahlen herauszunehmen 
(wie dies derzeit im BetrVG der Fall ist), doch sollte es sich dabei um gut begründete und 
seltene Ausnahmen handeln, um die Komplexität der Schwellenwertregelungen nicht unnötig 
zu erhöhen. 
13   Nimmt man die vom Bundesverfassungsgericht postulierte besondere Schutzwürdigkeit in 
kleinen und mittleren Unternehmen (z.B. aufgrund einer geringeren verwaltungsmäßigen 
Belastbarkeit und persönlicheren Arbeitsbeziehungen) ernst, ist auch schwer einzusehen, 
warum diese je nach Regelung bei unterschiedlichen Beschäftigtenzahlen einsetzen sollte. 
14   Unter Arbeitsstätten werden (in Anlehnung an § 2 ArbStättV) Orte in Gebäuden oder im Freien 
verstanden, die sich auf dem Gelände eines Betriebes oder einer Baustelle befinden und die 
zur Nutzung für Arbeitsplätze vorgesehen sind bzw. zu denen Beschäftigte Zugang haben.  
14 
werden damit zusätzliche Anpassungskosten für Betriebe mit saisonabhängig 
schwankender Beschäftigtenzahl vermieden, die nur wenige Monate im Jahr den 
Schwellenwert überschreiten. 
• Als Arbeitnehmer gelten alle Mitarbeiter eines Betriebes, unabhängig davon ob 
sie sozialversicherungspflichtig beschäftigt oder gesetzlich unfallversichert sind. 
Damit werden zum einen Inkonsistenzen im derzeitigen Arbeitsrecht korrigiert 
(vgl. z.B. SGB  VII) und zum anderen unerwünschte Ausweichreaktionen der 
Unternehmen (wie die Aufspaltung von Arbeitsplätzen in Mini-Jobs) vermieden. 
•  Teilzeitbeschäftigte mit einer Arbeitszeit von wöchentlich weniger als 20 
Stunden gehen in die Berechnung der Arbeitnehmerzahl mit einem Faktor von 
0,5 und solche mit 20 bis unter 30 Stunden pro Woche mit einem Faktor von 
0,75 ein. Durch diese grobe, aber relativ leicht handhabbare anteilige 
Anrechnung der Arbeitszeit (die so bereits heute im KSchG und im AltTzG zu 
finden ist) soll eine überproportionale Belastung von Betrieben vermieden 
werden, die Teilzeitbeschäftigung anbieten. Zudem wird eine Aufspaltung von 
Arbeitsplätzen nicht gefördert. 
• Arbeitnehmer, die zum Zweck ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind (d.h. 
Auszubildende, Volontäre und Praktikanten) werden aus der Berechnung der 
Arbeitnehmerzahl ausgeschlossen, um die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe 
nicht zu hemmen. 
•  Leiharbeitnehmer werden nicht zur Anzahl der Arbeitnehmer in dem 
Entleihbetrieb gezählt, da sie bereits zur Anzahl der Arbeitnehmer im 
Verleihbetrieb zählen. Damit werden Doppelzählungen vermieden, die derzeit im 
BetrVG und SGB IX existieren. 
 
Die Auswirkungen unseres Vorschlages lassen sich grob wie folgt abschätzen: 
Durch die Einführung des einheitlichen Eingangsschwellenwertes von mehr als 20 
Arbeitnehmern müssten zehn Gesetze mit insgesamt 12 Schwellenwert-
regelungen entsprechend angepasst werden. Die Schwelle von 20 sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen gemäß unserer Abgrenzung 
würde nur von rund 9 Prozent der Betriebe überschritten, in denen allerdings fast 
69 Prozent der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten tätig sind.
15 Bei einem 
Eingangsschwellenwert von mehr als zehn Arbeitnehmern wären sechs Gesetze 
mit acht Regelungen anzupassen und rund 16 Prozent der Betriebe (mit gut 78 
Prozent der Beschäftigten) von Schwellenwerten betroffen. 
 
                                            
15   Dies zeigen eigene Berechnungen auf Basis der Betriebsdatei 2003 der Bundesagentur für 
Arbeit, wobei allerdings nur sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse (ohne 
Beamte, Soldaten etc.) berücksichtigt sind.  
15 
In beiden Fällen würden also einerseits Schwellenwerte für den Großteil der Un-
ternehmen kein Problem mehr darstellen. Andererseits würden für eine große Zahl 
von Unternehmen und Beschäftigten bisher geltende arbeits- und sozialrechtliche 
Vorschriften nicht mehr greifen. Dies muss aber nicht automatisch bedeuten, dass 
die damit verbundenen Regelungen in diesen Unternehmen abgeschafft bzw. 
nicht eingeführt werden. Sollten sie von allen Beteiligten für sinnvoll erachtet 
werden, steht entsprechenden freiwilligen Vereinbarungen auch in Betrieben oder 
Unternehmen unterhalb der gesetzlichen Schwelle nichts entgegen. 
 
Eine Realisierung der von uns vorgeschlagenen Vereinheitlichung und 
Vereinfachung der zahlreichen Schwellenwertregelungen wäre zwar mit einer 
Vielzahl von Gesetzesänderungen verbunden. Wir sind jedoch davon überzeugt, 
dass sich diese Arbeit lohnen würde. Ein besonders gut geeigneter 
Anknüpfungspunkt könnte die Umsetzung der bereits seit langer Zeit ins Auge 
gefassten systematischen Zusammenfassung aller arbeitsrechtlichen Vorschriften 
und Gesetze zu einem Arbeitsgesetzbuch sein.
16 
                                            
16   Eine erneute Initiative zu einem einheitlichen Arbeitsgesetzbuch, die auf ein Projekt der 
Bertelsmann-Stiftung zurückgreift, wurde kürzlich von CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla 
gestartet; vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4.8.2006, S. 11.  
16 
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